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Scheinselbständigkeit 
Ob ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis 
oder Selbständigkeit vorliegt, beurteilt sich 
steuerrechtlich nicht (nur) danach, ob ein 
Arbeitsvertrag existiert, sondern wird nach dem 
Gesamtbild des Verhältnisses bestimmt. Die 
Abgrenzung ist manchmal nicht einfach, hat 
aber weitreichende Konsequenzen, wie z. B. die 
Sozialversicherungspflichtigkeit und die direkte 
Besteuerung vom Lohn bei nichtselbständiger 
Tätigkeit. Indizien für eher unselbständige 
Arbeit können örtliche und zeitliche Weisungs­
gebundenheit sowie fehlendes Unternehmer­
risiko sein.

7.2.4  Einkünfte aus Kapitalvermögen
Einkünfte aus Kapitalvermögen (§ 20 EStG) liegen 
vor, wenn Einkünfte aufgrund der Überlassung 
von Kapital in irgendeiner Form erzielt worden 
sind. Solche Einkünfte sind z. B. von Banken ge-
zahlte Guthabenzinsen, aber auch Gewinnanteile 
(Dividenden), Bezüge aus Aktien, Einnahmen aus 
der Beteiligung an einem Handelsgewerbe als stil-
ler Gesellschafter oder Zinsen aus Hypotheken etc.

7.2.5  Einkünfte aus Vermietung  
und Verpachtung
Zu den Einkünften aus Vermietung und Verpach-
tung (VuV) gehören sämtliche Einkünfte, die auf-
grund der Überlassung von unbeweglichen Sa-
chen, beweglichen Sachinbegriffen oder Rechten 
erzielt werden. Unbewegliche Sachen nennen 
die Juristen Grundstücke bzw. Immobilien. Unter 
Sachinbegriffen werden einzelne Wirtschaftsgü-
ter verstanden, die funktionell und technisch so 
aufeinander abgestimmt sind, dass sie eine wirt-
schaftliche Einheit bilden, wie z. B. eine Praxis- 
oder Büroeinrichtung. Die Einkünfte aus der Ver-
mietung einzelner beweglicher Wirtschaftsgüter 
wird nicht von § 21 EStG, sondern von § 22 Nr. 3 
EStG, sonstige Einkünfte, erfasst. Auch Einnahmen 
aus einer zeitlich begrenzten Überlassung von 
Rechten, insbesondere von schriftstellerischen 
und künstlerischen, kann hierher gehören. 

7.2.6  Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft

Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft (§ 13 
EStG) sind z. B. solche aus dem Wein- und Gar-
tenbau, der Jagd, der Tier- und Fischzucht, der 
Imkerei und aus allen Betrieben, die Pflanzen und 
Pflanzenteile mit Hilfe der Naturkräfte gewinnen.

7.2.7  Sonstige Einkünfte
Zu den sonstigen Einkünften (§ 22 EStG) gehören 
diverse Einkünfte, insbesondere Einkünfte aus 
wiederkehrenden Bezügen, soweit diese nicht 
unter eine der anderen 6 Einkunftsarten fallen. 
Einkünfte aus wiederkehrenden Bezügen sind 
z. B. solche aus gesetzlichen Rentenversicherun-
gen oder auch Unterhaltsleistungen. Auch die 
Einkünfte aus privaten Veräußerungsgeschäften 
zählen zu den sonstigen Einkünften.

Steuerfreie Einkünfte
Der Gesetzgeber hat in den §§ 3, 3 b, 3 c EStG 
eine Vielzahl von Tatbeständen geschaffen, die 
nicht der Einkommensteuer unterliegen, wie 
z. B. Leistungen aus einer Krankenversicherung, 
Arbeitslosenhilfe oder Schadensersatzleitungen 
etc. 

7.3   
Ermittlung des zu 
versteuernden Einkommens
Um das Einkommen, welches letztlich zu versteu-
ern ist, zu ermitteln, muss zunächst die Höhe der 
steuerpflichtigen Einkünfte ermittelt werden.

7.3.1  Gewinnermittlung 
Die steuerpflichtigen Einkünfte sind für Land- und 
Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbständige 
Arbeit der Gewinn (▶ Kap. 7.2). 

!! Beachte: Gewinn ist der Unterschieds
betrag zwischen dem Betriebsvermögen 
zu Beginn des Jahres und dem Betriebs
vermögen zum Schluss des (Wirtschafts-) 
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Jahres zuzüglich der Entnahmen und 
abzüglich des Wertes der Einlagen  
(§ 4 Abs. 1 S. 1 EStG). 

Grundsätzlich bestehen für die Gewinnermittlung 
2 Möglichkeiten:

●● Gewinnermittlung durch Erstellung eines 
Betriebsvermögensvergleichs, einer Bilanz 
(§§ 4 Abs. 1, 5 EStG) 

●● Gewinnermittlung durch Erstellung einer 
Einnahmen-Überschuss-Rechnung (§ 4 Abs. 3 
EStG)

Der Gesetzgeber hat vorgeschrieben, wer ver-
pflichtet ist, die Gewinnermittlung mittels Be-
triebsvermögensvergleichs durch Aufstellung 
einer Bilanz zu ermitteln. 

Ein Gewerbetreibender ist zwingend zur Bi-
lanzierung verpflichtet: 

●● bei einem Umsatz über EUR 500 000,00 im 
Jahr 

●● bei einem Gewinn über EUR 50 000,00 im Jahr 
●● wenn er nach anderen Gesetzen wie dem Han-

delsgesetzbuch (HGB) verpflichtet ist, Bücher 
zu führen, z. B. bei Eintragung im Handels
register (Rechtsform: GmbH, OHG)

Bei der Bilanzierung werden alle Geschäftsvor-
gänge genau dokumentiert und erfasst. Das Jah-
resergebnis wird unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) perioden-
genau ermittelt. Die Bilanz ist eine kurzgefasste 
Gegenüberstellung von Vermögen (Aktiva) und 
Schulden (Passiva) in Kontenform und der Ge-
winn- und Verlustrechnung (GuV).

!! Beachte: Alle Freiberufler dürfen unabhän-
gig von der Höhe des Gewinns oder des 
Umsatzes eine Einnahmen-Überschuss-
Rechnung erstellen.

Die Einnahme-Überschuss-Rechnung ist eine 
vereinfachte Gewinnermittlungsmethode (§ 4 
Abs. 3 EStG). Es bedarf für ihre Erstellung z. B. kei-
ner Inventur. Die Einnahme-Überschuss-Rech-
nung gibt den Überschuss der Betriebseinnahmen 
über die Betriebsausgaben wieder, oder wenn 
ein Verlust bzw. negativer Gewinn erwirtschaf-
tet wurde, den Überschuss der Betriebsausgaben 
über die Betriebseinnahmen. 

Ein wesentlicher Unterschied zwischen einer 
Bilanz und einer Einnahmen-Überschuss-Rechnung 
liegt in dem sog. Zufluss- und Abflussprinzip. Nur 
das, was tatsächlich zugeflossen ist, die Einnahmen 
bzw. das, was tatsächlich abgeflossen ist, die Aus-
gaben, werden bei einer Gewinnermittlung nach 
§ 4 Abs. 3 EStG berücksichtigt. Zugeflossen ist et-
was dann, wenn der Empfänger die wirtschaftliche 
Verfügungsmacht erlangt hat. Entsprechendes gilt 
analog für Ausgaben. Im Unterschied zu der Bilanz 
werden z. B. Forderungen an einen Kunden, die von 
dem Kunden noch nicht bezahlt sind, nicht berück-
sichtigt; sie sind noch nicht zugeflossen. 

Zufluss- und Abflussprinzip
Zu beachten ist § 11 EStG
Regelmäßig wiederkehrende Einnahmen bzw. Ausga­
ben, die kurze Zeit (bis zu 10 Tagen) vor Beginn oder 
nach Beendigung des Kalenderjahres zu dem sie wirt­
schaftlich gehören, zugeflossen oder abgeflossen sind, 
gelten nach § 11 EStG Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 S. 2 EStG 
als in dem Kalenderjahr bezogen und damit anzuset­
zen, zu dem sie wirtschaftlich gehören.
Dieses Prinzip lässt sich am einfachsten anhand der 
zu zahlenden Miete für die Praxisräumlichkeiten 
veranschaulichen: Miete, die Sie z. B. für Januar 2011 
am 29.12.2010 überweisen, gehört wirtschaftlich in 
das Jahr 2011; sie ist auch weniger als 10 Tage vor 
Beginn des Jahres 2011 abgeflossen. Gemäß § 11 EStG 
darf sie daher steuerrechtlich für das Jahr 2011 als 
Betriebsausgabe erfasst werden. Sollten Sie die Miete 
aber z. B. schon am 17.12.2010 überwiesen haben, ist 
die 10-Tage-Regelung überschritten und die Miete für 
Januar 2011 ist steuerrechtlich noch für das Jahr 2010 
zu erfassen.

Die Betriebsausgaben sind die Aufwendungen 
(§ 4 Abs. 4 EStG), die durch den Betrieb, d. h. durch 
Ihre Praxis veranlasst sind. Da allgemein die Ten-
denz besteht, möglichst viele Betriebsausgaben 
geltend zu machen, sind die Ausgaben, die tat-
sächlich durch den Betrieb veranlasst sind, sowohl 
vom Gesetzgeber (§ 4 Abs. 5 EStG) als auch der 
Rechtsprechung in jeder erdenklichen Richtung 
konkretisiert worden. Dies gilt z. B. für Geschen-
ke. Hier ist zurzeit eine Freigrenze in Höhe von 
EUR 35,00 pro beschenkter Person festgelegt. Die 
jeweiligen Betriebsausgaben sind natürlich von 
Praxis zu Praxis unterschiedlich. Hier sollte fach
licher Rat durch einen Rechtsanwalt oder Steuer-
berater eingeholt werden. 
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Vorsicht ist geboten bei Aufwendungen, die 
auch privaten Charakter haben, sog. gemisch-
te Aufwendungen. Ein Fortbildungsseminar im 
Ausland bei dessen Gelegenheit auch noch ein 
paar Tage Erholung einfließen, wäre z. B. so eine 
gemischte Aufwendung. Hier schaut die Finanz-
verwaltung ganz besonders genau hin, welche 
einzelnen Kosten angefallen sind. 

Alle für Ihre Praxis benötigten Geräte (z. B. 
Computer etc.) und Einrichtungsgegenstände 
(z. B. Liege, Stühle etc.) sind steuerrechtlich 
Wirtschaftsgüter, die in einem sog. Anlage-
verzeichnis zu erfassen sind. Sie können steuer-
mindernd abgeschrieben werden (§ 7 EStG). Die 
Abschreibung hat über den Zeitraum der gewöhn-
lichen Nutzungsdauer des entsprechenden Ge-
rätes zu erfolgen. Wenn z. B. der Praxiscomputer 
EUR 1200,00 gekostet hat und z. B. eine Nutzungs-
dauer von 4 Jahren hat, so können für den Com-
puter jährlich (linear) EUR 300,00 abgeschrieben 
werden. Im Jahr der Anschaffung ist nur eine zeit-
anteilige Abschreibung nach Monaten möglich. 
Eine Ausnahme bilden hier die sog. geringwer-
tigen Wirtschaftsgüter (GWG). 

Ein geringwertiges Wirtschaftsgut ist ein Gut:
●● bei dem die Anschaffungs- bzw. Herstellungs-

kosten den Betrag von EUR 410,00 (Nettobe-
trag ohne Mehrwertsteuer) nicht übersteigen,

●● das beweglich und abnutzbar und 
●● das selbstständig nutzbar sein muss. 

Ein Wirtschaftsgut ist selbstständig nutzbar, 
wenn es nicht in einen Nutzungszusammen-
hang technisch aufeinander abgestimmter Wirt-
schaftsgüter eingefügt ist. Ein Drucker für einen 
Computer ist z. B. kein GWG, da er nicht selbst-
ständig nutzbar ist, sondern für seinen Betrieb 
einen Computer benötigt. Kombigeräte wieder-
um, die unabhängig von einem Computer genutzt 
werden können, sind GWGs. 

GWGs bis EUR 150,00 können sofort als Be-
triebsausgabe abgesetzt oder nach gewöhnlicher 
Nutzungsdauer abgeschrieben werden.

Ab einem verbleibenden Nettobetrag von 
EUR 150,01 bis EUR 410,00 besteht hinsicht-
lich der Absetzbarkeit ein Wahlrecht. Entwe-
der das GWG wird sofort in voller Höhe abge- 
schrieben oder nach gewöhnlicher Nutzungs-
dauer oder in einen sog. Sammelposten (§ 6 

Abs. 2 a EStG) eingestellt. Wirtschaftgüter von 
EUR 410,01 bis EUR 1000,00 dürfen in den Sam-
melposten eingebracht oder nach gewöhnlicher 
Nutzungsdauer abgeschrieben werden. Der sog. 
Sammelposten ist ein Pool, in den alle Wirt-
schaftsgüter eines Jahres, die über EUR 150,00 
und bis EUR 1000,00 gekostet haben, eingebracht 
werden dürfen. Dieser Sammelposten wird insge-
samt linear über 5 Jahre abgeschrieben. 

!! Beachte: Das Wahlrecht kann für alle 
neu angeschafften Wirtschaftgüter eines 
Jahres nur einheitlich ausgeübt werden. 

Wenn Sie also ein Wirtschaftsgut bis EUR 410,00 
sofort als Betriebsausgabe absetzen, müssen Sie 
dieses für alle anderen Wirtschaftsgüter, die bis 
zu EUR 410,00 gekostet haben, ebenfalls tun. Sie 
können innerhalb eines Wirtschaftsjahres nicht 
einige GWGs in einen Sammelposten überführen 
und einige sofort abschreiben.

Ab Anschaffungskosten von 150,01 Euro be-
steht für das Wirtschaftsgut eine besondere Auf-
zeichnungspflicht (§ 6 Abs. 2 S. 4 EStG).

Regelung für Überschusseinkunftsarten
Für die sog. Überschusseinkunftsarten, also 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, 
Kapitalvermögen, nicht selbstständiger Arbeit 
und den sonstigen Einkünften gilt die Wahl- und 
Sammelpostenregelung nicht. Hier werden 
Anschaffungskosten bis EUR 410,00 zuzüglich 
Umsatzsteuer sofort als Werbungskosten ab­
gezogen (§ 9 Abs. 1 Nr. 7 EStG).

7.3.2  Überschuss der Einnahmen 
über Werbungskosten
Für die Überschusseinkunftsarten ist der „Über-
schuss der Einnahmen über die Werbungskos-
ten“ zu ermitteln (▶ Kap. 7.2). Die Begriffe der 
„Einnahmen“ und „Werbungskosten“ entspre-
chen den Begriffen der Betriebseinnahmen und 
der Betriebsausgaben bei der Gewinnermittlung 
z. B. der selbständigen Arbeit. Die Berechnungs-
methode der „Überschuss der Einnahmen über 
die Werbungskosten“ ist daher der Einnahmen-
Überschuss-Rechnung nach § 4 Abs. 3 EStG sehr 
ähnlich, sodass hierauf verwiesen werden kann. 
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7.3.3  Einkommen und das zu 
versteuernde Einkommen

Um die Einkommensteuer berechnen zu können, 
ist zunächst das sog. „Einkommen“ zu ermitteln. 
Hierzu ist zunächst die (Gesamt-)Summe der Ein-
künfte festzustellen: Sämtliche steuerpflichtigen 
Einkünfte für den betreffenden Veranlagungszeit-
raum werden addiert.

Wenn nur positive Einkünfte, Gewinne bzw. 
Überschüsse vorliegen, ergeben sich keine Prob-
leme, die Einkünfte werden einfach addiert, z. B. 

Einkünfte Betrag (EUR)
Einkünfte aus selbständiger 
Arbeit

55 000,00

Einkünfte aus Gewerbebetrieb 10 000,00
Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung

5000,00

Summe der Einkünfte 70 000,00

Wenn einzelne Einkünfte negativ sind, wäre na-
türlich daran zu denken, dass die negativen Ein-
künfte einfach mit den positiven verrechnet wer-
den. So einfach hat der Gesetzgeber das aber nicht 
gestaltet. 

!! Beachte: Es ist zwischen der sog. „vertika-
len Verrechnung“ und der „horizontalen 
Verrechnung“ von Verlusten zu unter-
scheiden.

Eine „horizontale Verlustverrechnung“ liegt 
vor, wenn Gewinne und Verluste derselben Ein-
kunftsart miteinander verrechnet werden, z. B. bei 
verschiedenen Mietobjekten desselben Steuer-
pflichtigen werden einerseits Gewinne, anderer-
seits Verluste (weil ein Mieter nicht zahlt oder das 
Objekt länger leer steht etc.) erwirtschaftet. Die 
„horizontale Verrechnung“ ist so gut wie unbe-
schränkt zulässig.

Eine „vertikale Verlustverrechnung“ liegt 
vor, wenn zwischen den verschiedenen Ein-
kunftsarten verrechnet werden soll, z. B. Verluste 
aus Vermietung und Verpachtung mit Gewinnen 
aus der selbständigen Tätigkeit.

Zunächst ist eine horizontale Verrechnungs-
möglichkeit vorrangig gegenüber einer der 
vertikalen Verlustverrechnung. Auch erlaubt der 
Gesetzgeber nicht immer, negative Einkünfte der 

einen Einkunftsart mit positiven einer der ande-
ren Einkunftsarten zu verrechnen. Eine wichtige 
Ausnahme bei der vertikalen Verrechnung bil-
den Verluste aus privaten Veräußerungsge-
schäften. Diese dürfen nur horizontal, also mit 
Gewinnen aus anderen privaten Veräußerungs-
geschäften verrechnet werden. Die aus privaten 
Veräußerungsgeschäften nicht verrechenbaren 
Verluste werden gesondert festgestellt und kön-
nen in das vorangegangene Jahr zurück- und das 
folgende Jahr vorgetragen werden. Auch hier ist 
aber nur die Verrechnung mit anderen Spekula-
tionsgeschäften erlaubt. Die Möglichkeit des Ver-
lustrück- bzw. -vortrages nach erfolgter horizon-
taler und vertikaler Verlustverrechnung gilt auch 
für die Gesamtsumme der Einkünfte, sollte diese 
negativ sein.

Beispiel einer Berechnung des zu versteuern-
den Einkommens
Gemäß nachfolgendem (vereinfachten) Schema 
gelangt man von der Summe der Einkünfte zum Ge-
samtbetrag der Einkünfte, sodann zum Einkommen 
und schließlich zum versteuernden Einkommen. 
Bei einer Zusammenveranlagung bei Ehegatten erfolgt 
die Ermittlung der Summe der Einkünfte für jeden 
Ehegatten einzeln.
Summe der Einkünfte
./.	� ggf. sog. Altersentlastungsbetrag für Personen im 

Kalenderjahr nach Vollendung des 64. Lebensjahres 
(§ 24 a EStG)

./.	� ggf. Entlastungsbetrag für Alleinerziehende (§ 24 b 
EStG)

./.	� Freibetrag für Land- und Forstwirtschaft, wenn eine 
solche betrieben wird (§ 13 Abs. 3 EStG)

=	� Gesamtbetrag der Einkünfte (bei Zusammenver-
anlagung beider Ehegatten)

./.	 ggf. Verlustabzug (§ 10 d EStG)

./.	� Sonderausgaben und Vorsorgeaufwendungen 
(§§ 10 ff EStG)

./.	 ggf. außergewöhnliche Belastungen (§ 33 ff EStG)
=	 Einkommen
./.	 Kinderfreibetrag (§ 32 Abs. 6 S. 1 und 2 EStG)
=	 zu versteuerndes Einkommen 

!! Beachte: Die Steuergesetzgebung ist 
„schnelllebiger“ als andere Gesetze. Es gilt 
daher auf Änderungen zu achten, damit 
Sie diese entsprechend berücksichtigen 
können.


